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Vorschlag zur Ladenöffnung an Sonntagen 2016 
liegt seit September 2015 auf dem Tisch

FStadtrat Steffen Kaden, wirtschaftspolitischer Sprecher
E-Mail: kaden@dresden-cdu.de

Der Oberbürgermeister hat dem Stadtrat 
im September 2015 einen Vorschlag zu den 
verkaufsoffenen Sonntagen im Jahr 2016 
gemacht: So sollen die Läden stadtweit aus 
besonderem Anlass am 2. Oktober 2016 zu 
den zentralen Feierlichkeiten zum Tag der 
Deutschen Einheit und an zwei Sonntagen 
im Advent zum 582. Dresdner Striezelmarkt 
zwischen 12 und 18 Uhr öffnen dürfen.

Anstatt zügig zu entscheiden, wurde der 
Vorschlag kurzerhand von den Linken, B90/
Grünen und SPD auf Januar 2016 vertagt. 
Die Begründung: Man wolle erst das Weih-
nachtsgeschäft des Einzelhandels beobach-
ten und dann eine Entscheidung treffen. 
Unsere aktuellen Gespräche sind ernüch-
ternd: Die sogenannte „Gestaltungsmehr-
heit“ hat die letzten vier Monate nicht ge-
nutzt, sondern schlicht verpennt. Es ist 
weder eine Einigung in Sicht, noch gibt 
es verlässliche Aussagen, was Linke, B90/
Grüne und SPD planen.

Doch die Zeit drängt: So hatte sich der 
Ministerpräsident erst kürzlich an den 
Oberbürgermeister gewandt und einen ver-
kaufsoffenen Sonntag am Festwochenende 
zum Tag der Deutschen Einheit angeregt. 
Seit der Wiedervereinigung werden die zen-
tralen Bundesfeierlichkeiten zum Tag der 
Deutschen Einheit jeweils in dem Bundes-
land ausgetragen, das den Vorsitz im Bun-

desrat innehat - im Jahr 2016 ist dies der 
Freistaat Sachsen. Aus diesem Grunde wird 
zentraler Veranstaltungsort für den Fest-
akt vom 1. bis 3. Oktober 2016 die Landes-
hauptstadt Dresden sein. Nach Einschät-
zung der Dresden Marketing GmbH werden 
ungefähr 500.000 Besucherinnen und Be-
sucher in der Stadt erwartet.

Weitere Veranstaltungen, wie das Famili-
enfest am Goldenen Reiter mit bis zu 30.000 
Besuchern und der traditionelle Herbst-
markt auf dem Altmarkt locken zahlreiche 
Gäste an. Das Festwochenende in Verbin-
dung mit einem verkaufsoffenen Sonntag 
für Besucher sowie Einheimische ist daher 
attraktiv. Aufgrund des zu erwartenden Be-
sucheransturms dient eine Ladenöffnung 
auch der Versorgung und Bedarfsdeckung 
der Gäste am Festwochenende, die durch 
den nachfolgenden Feiertag am 3.10. nicht 
gewährleistet werden kann. Das Sächsi-
sche Ladenöffnungsgesetz ermöglicht den 
Gemeinden an jährlich bis zu vier Sonnta-
gen zwischen 12 und 18 Uhr die Öffnung 
von Verkaufsstellen aus besonderem An-
lass durch Rechtsverordnung zu gestatten.

Die Bundesfeierlichkeiten zum Tag der 
Deutschen Einheit in Dresden sind Anlass 
genug. Und als einer der ältesten und meist-
besuchtesten Weihnachtsmärkte Deutsch-
lands ist der Dresdner Striezelmarkt unstrei-

tig ein besonderer Anlass, dem Einzelhandel 
im gesamten Stadtgebiet die Sonntagsöff-
nung an zwei Sonntagen im Advent zu ge-
statten. Geben wir doch dem Handel auf 
Basis unser Gesetze die Freiheit, an drei 
Sonntagen im Jahr die Läden zu öffnen. In 
jedem Jahr führen wir die gleichen Diskus-
sionen und fast hätten die Bürger selbst 
entscheiden können. Wir erinnern uns: 
Das Bürgerbegehren zu den verkaufsoffe-
nen Sonntagen in Dresden wurde am 16. 
April 2015 von der Stadtratsmehrheit von 
Linken, B90/Grüne und SPD wegen 840(!) 
fehlender Unterschriften abgelehnt. 2015 
gab es daher überhaupt keine stadtweiten 
verkaufsoffenen Sonntage in Dresden, im 
Advent durfte lediglich der Einzelhandel 
in der Altstadt am 6. Dezember 2015 von  
12 bis 18 Uhr öffnen. 

Aktuell erinnern nur noch solch nostalgische Fotos an die  

Dresdner Einkaufssonntage...  

(Quelle: Bürgerstimme Dresden e.V.)



Mit einem Eilantrag hat die CDU-Frak-
tion einen Vorschlag für die Realisierung 
des seit 2012 geplanten Gymnasiums Proh-
lis eingebracht und für die Gründung im 
Schuljahr 2016/2017 gekämpft. LINKE, SPD 
und GRÜNE haben dies abgelehnt und stel-
len ein allgemeinbildendes Gymnasium in 
Prohlis mit ihrem Beschluss grundsätzlich 
zur Diskussion.  

Ausgangspunkt für unseren Standort 
Windmühlenstraße 

Mit der Unterbringung von Asylbewer-
bern und Flüchtlingen in der Boxberger 
Straße 1-3 scheidet dieser bisher geplante 
Standort auf unabsehbare Zeit aus. Mit der 
von LINKE, SPD und GRÜNEN beschlosse-
nen Umnutzung wurden die Gebäude für 
800.000 Euro umgebaut. Die Betriebser-
laubnis als Schulstandort und damit der 
Bestandsschutz sind erloschen. Eine reine 
Wiederinbetriebnahme würde bis zu 8 Mil-
lionen Euro und 3 Jahre beanspruchen. 

Die CDU hat daher einen Neubau am 
Standort der ehemaligen 124. Mittelschule 
an der Windmühlenstraße vorgeschlagen. 
Nur ca. 1 km vom ursprünglich geplan-
ten Standort an der Boxberger Straße ent-
fernt, können auf dem Areal der ehemaligen 
„Sternhäuser“ die erwarteten positiven Im-
pulse für den Sozialraum verwirklicht wer-
den. Andere kommunale Liegenschaften 
der Stadt im näheren Umkreis stehen nicht 
zur Verfügung.   

Die Gründung des Gymnasium Prohlis 
war in den letzten beiden Jahren an zu we-
nigen Anmeldungen gescheitet. Eine Sa-
nierung des Plattenbaus im laufenden 
Schulbetrieb unter durchaus schwierigen 
sozialräumlichen Gegebenheiten war für El-
tern und Schüler, auch aus Prohlis, im Ver-

gleich zu den etablierten Schulen unattrak-
tiv. Diesem Umstand trägt der Vorschlag 
Windmühlenstraße Rechnung: Ein Neubau, 
der den heutigen pädagogischen und bauli-
chen Anforderungen entspricht. Außerdem 
ist das Grundstück verkehrlich hervorra-
gend angebunden. Aus einem sehr großen 
Einzugsgebiet können Schüler schnell und 
ohne Umsteigen die Schule erreichen.  Der 
Ortsbeirat Prohlis votierte mehrheitlich für 
diesen Vorschlag. 

Argumente gegen den Standort sind 
vorgeschoben.    

Ein Gymnasium in Niedersedlitz ver-
hindert die Bildungschancen der 10jähri-
gen in Prohlis, so lassen sich die Aussagen 
des SPD-Ortsverbandes gegen den Stand-
ort – 400m neben der Stadtteilgrenze – zu-
sammenfassen. Die Kosten für diesen Neu-
bau stiegen in den Aussagen von Dr. Lames 
von ursprünglich ca. 26 Mio. auf zuletzt bis 
zu 40 Mio. Euro. Fakt ist aber: ein Neubau 
kostet nicht mehr als eine Sanierung, aktu-
ell sind 23 Mio. für das Gymnasium Proh-
lis im Haushalt eingeplant. Vorgesehen ist 
ein 4-zügiges Gymnasium. Mit 43 Mio. Euro 
wird das Gymnasium Südwest für 6 Klassen 
pro Jahrgang, also erheblich größer, entste-
hen. Außerdem müsse man Planen und Aus-
schreiben und das dauert Jahre. Richtig, wie 
bei jedem Schulbau und jeder Sanierung – 
auch für die Boxberger Straße, für die noch 
keine Entwürfe ausgeschrieben sind.  

Folgen für die Dresdner Schullandschaft: 

Die Schülerzahlen hätten die Gründung 
dieses Gymnasiums notwendig gemacht. 
Um die in diesem Jahr noch mögliche Neu-
gründung des Gymnasiums mit nur 40 Schü-
lern zu realisieren, haben wir die Gründung 
an einem Auslagerungsstandort gefordert. 

Die Marienberger Straße 7 wäre hierzu eine 
gute Möglichkeit, die von der Verwaltung 
scheinbar nicht in Betracht gezogen und 
von uns zur Prüfung vorgesehen wurde. Mit 
einer verbindlichen Perspektive wäre Ver-
trauen bei Eltern und Schülern geschaffen 
wurden. Ein Neubau an der Windmühlen-
straße wäre die attraktive Alternative ge-
wesen, die allen Dresdner Gymnasien Ent-
lastung in den teils bis auf den letzten Platz 
und darüber hinaus gefüllten Klassen ge-
bracht hätte. Eine Umlenkung würde die 
Wahlfreiheit der Schüler und Eltern ein-
schränken. Sie wird zu recht erst vorge-
nommen, wenn der letzte Platz besetzt ist.

     
Für Prohlis sind wir wieder im Jahr 2011 

– Schulart und Schulstandort sind voll-
kommen offen: Ob ein Gymnasium oder 
ein Berufsschulzentrum mit angeschlos-
senem beruflichen Gymnasium; ob an der 
Boxberger Straße oder anderswo in Proh-
lis. Die Verwaltung prüft mit ungewissem 
Ausgang. Die CDU bekennt sich hingegen 
zu einem allgemeinbildenden Gymnasium 
im Ortsamt Prohlis!      

CDU-Antrag zur Realisierung des  
Gymnasium Prohlis abgebügelt

Rot-Rot-Grüne Schulpolitik ohne Plan für den Dresdner Osten

FStadträtin Heike Ahnert, bildungspolitische Sprecherin 
E-Mail: ahnert@dresden-cdu.de

Markierung oben: bisheriger Standort 

Markierung unten: unser Alternativvorschlag



CDU-Antrag zur Realisierung des  
Gymnasium Prohlis abgebügelt

Rot-Rot-Grüne Schulpolitik ohne Plan für den Dresdner Osten

FStadtrat Gunter Thiele, baupolitischer Sprecher
E-Mail: thiele@dresden-cdu.de

Wie lang dauert‘s noch mit der Freigabe der  
Albertbrücke für den Kfz-Verkehr und welche 
Rolle spielt der Denkmalschutz? 

Die Sanierung der Albertbrücke entwi-
ckelt sich leider zur unendlichen Geschichte. 
Im Februar mussten wir nun zum dritten 
Mal die Verschiebung des Fertigstellungs-
termins zur Kenntnis nehmen. Sicherlich, 
bei solchen Baumaßnahmen kann es im-
mer zu Überraschungen kommen. Oder 
das Wetter macht einen Strich durch die 
Rechnung, wodurch es dann zu Verzöge-
rungen im Bauablauf und zu Bauzeitverlän-
gerungen kommen kann. Doch bei der Al-
bertbrücke sind einige Gründe eben leider 
auch hausgemacht, und die daraus entste-
henden Auswirkungen finde ich persönlich 
äußerst ärgerlich. Darüber hinaus haben 
diese Gründe zudem auch noch das Poten-
tial, unsere Stadt wieder einmal deutsch-
landweit der Lächerlichkeit preiszugeben. 
Dabei meine ich die Errichtung des doppel-
ten Brückengeländers, welches bereits seit 
einiger Zeit für Diskussionen sorgt. 

Aber wie ist es eigentlich zu dieser wenig 
verständlichen Entscheidung gekommen, 
und warum bleibt die Brücke weiter für den 
Kfz-Verkehr gesperrt? Hierbei spielt leider 
wieder einmal das Ämterhickhack innerhalb 
der Stadtverwaltung und das sture Behar-
ren auf den eigenen Positionen die entschei-
dende Rolle. Die Leidtragenden, auf deren 
Rücken das alles ausgetragen wird, sind die 
Steuerzahler und Bürger unserer Stadt! 

Die Albertbrücke steht als historische 
Sandsteinbogenbrücke unter Denkmal-
schutz und verfügte über ein schön gestal-
tetes und mit sogenannten Vasen verziertes 
Brückengeländer, welches ebenfalls unter 
Denkmalschutz steht. Somit hat der Denk-
malschutz also auch ein gewichtiges Wort 
bei allen Fragen der Brückensanierung mit-
zureden, und das ist prinzipiell auch in Ord-
nung. Problematisch wird es aber, wenn die 

Denkmalschutzbelange mit denen der ak-
tuell gültigen Sicherheitsstandards und den 
funktionalen Anforderungen in Konflikt ge-
raten. 

Bei der Albertbrücke ist das Problem, 
dass das alte Geländer mit einer Höhe von 
1,10 m nicht den heutzutage gültigen sicher-
heitstechnischen Anforderungen entsprach, 
die eine Mindesthöhe von 1,30 m vorschrei-
ben. Es ist also die Frage, wie die beteiligten 
Fachämter so eine Diskrepanz auflösen und 
zu einem vernünftigen und praktikablen Er-
gebnis kommen. 

Doch das Denkmalschutzamt bestand auf 
der originalgetreuen Wiederherstellung des 
alten Brückengeländers mit einer Höhe von 
1,10 m. Es war zu keinerlei Kompromissen 
bereit und gab keine Genehmigung für eine 
Streckung der Gestaltungselemente, um die 

Markierung oben: bisheriger Standort 

Markierung unten: unser Alternativvorschlag

Das „Geländer für das Geländer“ auf der Albertbrücke, 

ganz Deutschland lacht über diese eigenwillige Konstruktion.
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geforderte Höhe von 1,30 m zu erreichen. 
Mit dieser Forderung setzte sich das Denk-
malschutzamt gegenüber den anderen Äm-
tern durch, und damit fiel die einfachste, 
naheliegendste und günstigste Lösungsva-
riante weg. Daraufhin wurden andere Va-
rianten geprüft, so z.B. das Aufsetzen des 
Geländers auf Ständer oder auf einen So-
ckel, aber auch diese Varianten wurden aus 
technischen bzw. gestalterischen Gründen 
verworfen. 

Die Ämter einigten sich schließlich darauf, 
das originale Geländer mit der Höhe von 
1,10 m zu errichten und daneben noch ein 
zweites Geländer zu setzen, welches mit ei-
ner Höhe von 1,30 m die sicherheitstechni-
schen Anforderungen erfüllt. Ein Schildbür-
gerstreich, der nicht nur teuer ist, sondern 
im Ergebnis auch äußerst fragwürdig aus-
sieht und für normal denkende Menschen 
völlig unverständlich ist. 

Doch damit nicht genug. Die Fertigstel-
lung des Geländers verzögerte sich, so dass 
der Fußweg nicht zur Nutzung freigege-
ben werden konnte. Das wiederum bedeu-
tet, dass auch die Kfz-Fahrbahn in Richtung 
Neustadt nicht - wie ursprünglich vorge-

sehen - ab Sommer 2015 wieder für den 
Kfz-Verkehr genutzt werden konnte. Die 
Kraftfahrzeuge müssen also weiterhin die 
Carola- und die Waldschlößchenbrücke als 
Ausweichstrecken nutzen, was regelmäßig 
zu vermeidbaren Staus am Rathenau- und 
Carolaplatz oder an der Kreuzung Stauffen-
bergallee / Königsbrücker Straße oder auch 
auf der Bautzner Straße und zu problema-
tischen Schleichverkehr durch das Preußi-
sche Viertel führt. 

Inzwischen steht nun die Fertigstellung 
des blödsinnigen Doppelgeländers kurz be-
vor und der Fuß- und Radweg und somit 
auch die Fahrbahn in Richtung Neustadt 
könnten freigegeben werden, doch die 
Stadtverwaltung denkt nicht daran. Die Brü-
cke soll bis zur endgültigen Fertigstellung, 
voraussichtlich im Herbst 2016, für Kfz ge-
sperrt bleiben, um die Radverkehrsführung 
jetzt nicht noch einmal anpassen zu müs-
sen. Das ist für mich völlig unverständlich 
und auf Grund der sich daraus entstehen-
den Konsequenzen für den Dresdner Stadt-
verkehr nicht akzeptabel. 

Leider sind wir als Stadträte aber in 
diese Entscheidung ebenso wenig ein-

gebunden wie in die zur Errichtung des 
Doppelgeländers. Hier wiehert der Amts-
schimmel in seiner schlimmsten Form, 
denn ich kann mir nicht vorstellen, dass 
wir diese Entscheidungen so mitgetra-
gen hätten. Insbesondere ist das Handeln 
des Denkmalschutzamtes und des Stra-
ßen- und Tiefbauamtes zu hinterfragen. Es 
scheint mir da zum Teil nicht darum zu ge-
hen, Entscheidungen im Sinne der Bürger 
und Steuerzahler zu treffen, sondern nur 
um das Durchsetzen der eigenen Ansich-
ten. Das kann es nicht sein, da muss sich 
ganz deutlich etwas ändern. Keine Frage, 
Denkmalschutz ist wichtig, aber auch der 
Denkmalschutz muss sich in praktische 
Gegebenheiten einordnen. Mit der Bautz-
ner Straße und der Stauffenbergallee-West 
stehen bereits die nächsten Ausbauent-
scheidungen an, zu denen das Denkmal-
schutzamt schon wieder negative Stellung-
nahmen abgegeben hat. Aber es kann nicht 
nur um Denkmalschutz gehen, auch die 
Anforderungen der Verkehrssicherheit und 
der Leistungsfähigkeit müssen zwingend 
berücksichtigt werden! Wohin Scheuklap-
pendenken einzelner Ämter führt, sieht 
man leider beim Doppelgeländer auf der 
Albertbrücke... 

...nach 4 ½ langen Jahren Rathaussanierung endlich wieder umgezogen!

– Unser neues Bürgerbüro finden Sie im Ostflügel, Raum 1/202 –


